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die Bürger bei den staatlichen 
Ausgaben nur geringe Ein-
sparpotenziale.

Im Gegenteil: Die große 
Mehrheit der Bevölkerung 
fordert von der baden-würt-
tembergischen Landesregie-
rung in vielen Bereichen 
Mehrausgaben. Dies gilt ins-
besondere für Gesundheits-
einrichtungen, Schulen, den 
Ausbau der Verkehrsinfra-
struktur, die Ausstattung der 
Polizei, die Forschungsförde-
rung, den Klimaschutz sowie 
für öffentliche Einrichtungen. 

So wünschen sich 94 Prozent 
der Bürger, dass Baden-Würt-
temberg mehr Geld in Ge-
sundheitseinrichtungen wie 
Krankenhäuser oder Sozial-
stationen investiert. 91 Pro-
zent wünschen sich mehr 
Ausgaben für die Ausstattung 
von Schulen, 80 Prozent für 
den Ausbau von Straßen und 
Bahnstrecken.

Jeweils rund drei Viertel 
fordern zudem höhere Ausga-
ben für die Ausstattung der 
Polizei, für die Förderung von 
Forschungsvorhaben sowie 

für Maßnahmen zum Schutz 
von Klima und Umwelt. Hö-
here staatliche Zuwendungen 
für öffentliche Einrichtungen 
wie Schwimmbäder und Bü-
chereien wünschen sich sie-
ben von zehn Baden-Würt-
temberger.

Umgekehrt gibt es nur we-
nige Bereiche, in denen die 
Bevölkerung Einsparpoten-
ziale sieht. Am ehesten noch 
bei großen Bauvorhaben, bei 
kulturellen Einrichtungen so-
wie der Sportförderung. So 
meinen 78 Prozent, dass Ba-
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Der BaWü-Check in ausgewählten Grafiken

n Von Rainer Pörtner

Oberndorf. Ein Krieg im Os-
ten Europas, große Probleme 
in der Energieversorgung, ra-
sant gestiegene Preise, ein bis-
her ungebremster Klimawan-
del und schließlich der Wie-
deranstieg der Corona-Zahlen 
– es gibt aktuell ein ganzes 
Bündel von Krisen. Wie re-
agieren darauf die Menschen 
in Baden-Württemberg? Der 
BaWü-Check, eine Umfrage 
des Instituts für Demoskopie 
Allensbach, gibt Antworten 
auf diese Frage. Die Untersu-
chung entstand im Auftrag 
der baden-württembergi-
schen Zeitungsverlage.

Zukunftssorgen
Insbesondere der Ukrai-

ne-Krieg und die Inflations-
sorgen beeinflussen die Stim-
mungslage der  Bürger in Ba-
den-Württemberg massiv. 
Der Zukunftsoptimismus ver-
harrt weiterhin auf einem his-
torischen Tiefststand. Nach 
wie vor sieht nur knapp jeder 
vierte Baden-Württemberger 
den kommenden zwölf Mona-
ten mit Hoffnungen ent-
gegen, die große Mehrheit 
bleibt tief besorgt: Knapp je-
der Dritte blickt mit ausge-
prägten Befürchtungen auf 
die nächsten Monate, ebenso 
viele mit Skepsis.

Damit liegt die Zuversicht 
in Baden-Württemberg unter 
dem Durchschnitt im Bundes-
gebiet: In einer zur gleichen 
Zeit durchgeführten bundes-
weiten Befragung waren 28 
Prozent der Bevölkerung für 
die kommenden Monate zu-
versichtlich gestimmt.

Preisanstieg
Als besonders belastend 

empfindet die Bevölkerung 
die Inflation bei den Kosten 
für Benzin, Strom, Lebensmit-
tel und Heizen. Entsprechend 
versucht ein Großteil von ih-
nen, auch gerade hier sparsa-
mer zu sein und sich einzu-
schränken – mit Spritsparen, 
weniger Restaurantbesuchen, 
Einschränkungen beim Klei-
derkauf, Verzicht auf Reisen 
und dem kostenbewussten 
Einkaufen von Lebensmit-
teln. Viele drosseln ihren 
Stromverbrauch oder unter-
nehmen weniger in ihrer Frei-
zeit. Personen, die sich von 
den Preissteigerungen beson-
ders stark belastet fühlen, 
schränken sich in allen Berei-
chen weit überdurchschnitt-
lich ein. Insbesondere bei den 
Ausgaben für Lebensmittel 
und Kleidung, aber auch für 
Urlaube, Genussmittel und 
Hobbys versucht sich dieser 
Personenkreis überdurch-
schnittlich einzuschränken.

9-Euro-Ticket
Um die finanziellen Be-

lastungen der Bürger durch 
die gestiegenen Preise zu ver-
ringern, hat die Bundesregie-
rung verschiedene Maßnah-
men verabschiedet. Unter an-
derem kann man seit Anfang 
Juni mit dem 9-Euro-Ticket 
den gesamten öffentlichen 
Nahverkehr beliebig oft nut-
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zen. Bis zur Mitte des Monats 
hatten sich bereits 29 Prozent 
der Baden-Württemberger 
ein solches Ticket gekauft, 
weitere 17 Prozent planen 
dessen Erwerb. Besonders be-
liebt ist das Ticket bei der jun-
gen Generation: Von den 
unter 30-Jährigen haben be-
reits zwei Drittel das 9-Euro-
Ticket erworben oder planen 
den Kauf.

Die Mehrheit der Baden-
Württemberger würde zwar 
grundsätzlich die Fortführung 
des 9-Euro-Tickets über die 
bislang geplanten drei Mona-
te hinaus begrüßen, aller-
dings nicht vorbehaltlos. So 
spricht sich jeder Dritte dafür 
aus, das 9-Euro-Ticket in sei-
ner jetzigen Form dauerhaft 
beizubehalten. Ebenso viele 
plädieren jedoch dafür ange-
sichts der Kosten in Höhe von 
rund 2,5 Milliarden Euro, die 
dem Staat in den drei Mona-
ten für die Subventionierung 
entstehen, das Ticket nur zu 
angehobenen Preisen beizu-
behalten. 22 Prozent spre-
chen sich dafür aus, das Ti-
cket nach den drei Monaten 
ganz auslaufen zu lassen.

Deutlich positiver fällt das 
Meinungsbild bei denen aus, 
die sich bereits ein 9-Euro-Ti-
cket gekauft haben: Von ih-
nen würden 53 Prozent das 
Ticket gerne in seiner jetzigen 
Form beibehalten, weitere 36 
Prozent zu angehobenen Prei-
sen. Lediglich 6 Prozent von 
ihnen sprechen sich dafür 
aus, das 9-Euro-Ticket nach 
Ablauf der drei Monate wie 
geplant auslaufen zu lassen. 
Bundesfinanzminister Chris-
tian Lindner (FDP) hat aller-
dings bereits Erwartungen ge-
dämpft, dass es für Tankrabatt 
und 9-Euro-Ticket im Septem-
ber Anschlussregeln geben 
könnte: »Wir können nicht 
auf Dauer gestiegene Preise 
für das importierte Öl, die 
Entwicklung des Dollar und 
die Knappheiten bei Raffine-
rien mit Staatsgeld ausglei-
chen.«

Mehrausgaben 
des Staates

Bundesweite Umfragen des 
Allensbacher Instituts zeigen, 
dass die Bevölkerung infolge 
der Aneinanderreihung von 
Krisen die finanzielle Lage 
des Staates aktuell deutlich 
kritischer einschätzt als noch 
vor Ausbruch der Corona-
Pandemie. Dennoch sehen 
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den-Württemberg bei großen 
Bauprojekten eher sparen 
sollte. 63 Prozent finden, dass 
auch bei Kultureinrichtungen 
wie Theater und Museen eher 
Geld gespart als ausgegeben 
werden sollte, 53 Prozent 
unterstützen Sparmaßnah-
men bei der staatlichen För-
derung von Sportvereinen 
und Sportereignissen. Berei-
che, in denen sich aus Sicht 
der überwältigenden Mehr-
heit der Bevölkerung Spar-
maßnahmen verbieten, sind 
Gesundheitseinrichtungen 
und Schulen.

Viel Unmut 
über Bürokratie

Das Thema Bürokratieabbau 
ist zwar fester Bestandteil von  
Parteiprogrammen, in der 
politischen Praxis werden die 
geäußerten Forderungen je-
doch nur selten konkretisiert. 
Die Bevölkerung würde den 
Abbau bürokratischer Hür-
den mit breiter Mehrheit 
unterstützen, zu groß ist der 
Unmut über staatliche Rege-
lungen und Verordnungen.

Ein Bereich, in dem  beson-
ders intensiv über den Abbau 
staatlicher Vorgaben disku-
tiert wird, ist der Ausbau der 
Infrastruktur für die Energie-
versorgung. Um insbesondere 
die Genehmigungsverfahren 
zu beschleunigen, gibt es ver-
schiedene Vorschläge. So wird 
unter anderem darüber disku-
tiert, Abstriche beim Natur- 
und Umweltschutz zu machen 
oder auch die Beteiligungs-
möglichkeiten der Bürger ein-
zuschränken, um den Ausbau 
von Windrädern und Strom-
trassen zu beschleunigen.

Gegenüber beiden Vorschlä-
gen gibt es erhebliche Vorbe-
halte: Nur 31 Prozent würden 
es begrüßen, wenn es zuguns-
ten eines schnelleren Ausbaus 
von Windkraftanlagen oder 
Stromtrassen beim Klima- und 
Umweltschutz weniger stren-
ge Auflagen gäbe. 39 Prozent 
halten dies  für keinen guten 
Weg. Auch der Vorschlag, die 
Beteiligungsmöglichkeiten 
der Bürger einzuschränken, 
um damit den Ausbau von 
Windrädern und Stromtrassen 
schneller voranzubringen, fin-
det keine größere Unterstüt-
zung: 31 Prozent halten dies 
für einen guten Vorschlag. 
Gegen die Einschränkungen 
der Bürgerbeteiligungen votie-
ren  43 Prozent.
u Leitartikel
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